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g e g e n
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beide wohnhaft in Nr. # ,

?

Kläger und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigteri Rechtsanwalt 3)r.



Der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mtlndliche Verhandlung vom 10. April 1968 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Br. Augustin und der Bundes­
richter Br. Piepenbrock, Br. Freitag, Hill und Offterdinger

für Recht erkannt:

Bie Revision gegen das urteil des 7• Zivil­
senats des Oberlandesgerichts Gelle vom 17. Dezember 
1964 wird auf Kosten der Beklagten zurückgewiesen.

Tatbestand:

Bie Beklagten verkauften auf Grund notariellen Ver­
trags vom 3* November 1961 ein ihnen gehöriges Haus­
grund stück in Grassel zum Kaufpreise von 58 000 BM an 
die Kläger. Biese sind inzwischen als Miteigentümer 
in das Grundbuch eingetragen worden und haben das Haus

Bie Kläger verlangen Minderung des Kaufpreises um 
8 000 BM. Sie leiten diesen Anspruch daraus her, daß der 
Keller des Hauses Nässeschäden aufweise. Grundwasser 
dringe in so erheblicher Menge ein, daß der Keller min­
destens zweimal am Tage ausgepumpt werden müsse. Der 
Boden sei fast ständig naß, die Mauern seien durchfeuchtet. 
Ber Keller sei deshalb zum üblichen Gebrauch nicht ge­
eignet.
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Die Beklagten räumen ein, daß nach lange anhaltenden 
Regenfällen infolge des hohen Grundwasserstandes gelegent­
lich Wasser in einem die Benutzbarkeit des Kellers nicht 
beeinträchtigenden geringfügigen Ausmaß eingedrungen sei. 
Davon hätten die Kläger bei mehreren Besichtigungen vor 
Vertragsabschluß Kenntnis erhalten. Sie hätten entspreche! 
de Rückschlüsse damals schon daraus ziehen können, daß 
im Keller ein Isolierputz angebracht und eine Pumpe vor­
handen gewesen sei; deshalb müßten sie sich entgegen­
halten lassen, daß sie nach § 1~Abs. 4 des Vertrags das 
Grundstück "im augenscheinlichen Zustande” gekauft hätten. 
Wenn jetzt Wasser in größerer Menge in den Keller ein­
dringe, so müsse das an unsachgemäß durchgeführten, von 
den Klägern veranlaßten Handwerkerarbeiten liegen.

Das Landgericht hat den auf Minderung gestützten 
Zahlungsanspruch durch Teilurteil abgewiesen; über einen 
Feststellungsantrag, der angebliche Mängel der Ölheizung 
betrifft^ hat1 es noch nicht entschieden. Das Oberlandes- 
gericht hat das Teilurteil auf Berufung der Kläger hin 
abgeändert und deren Zahlungsanspruch für dem Grunde nach 
gerechtfertigt erklärt. Mit der dagegen eingelegten 
Revision verfolgen die Beklagten ihr Begehren auf Abwei­
sung der Klage weiter. Die Kläger bitten um Zurückweisung 
das lechtsmitteis.

Entscheidungsgründe:

^ D a s  Berufungsgericht sieht als erwiesen an, 
daß das Haus schon zur Zeit des Gefahrübergangs im Jahr 
1962 mit tauglichkeitsmindernden Fehlern behaftet gewesen 
sei.
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Es stellt auf Grund eines Sachverständigengutachtens 
fest, für die Kellerwände seien jedenfalls zum Teil alte 
Ziegelsteine verwendet worden, die Nitrate und Sulfate 
enthielten. Der Grundwasserstand, der - für die Kläger 
als Ortsfremde nicht erkennbar - auf dem Grundstück über­
durchschnittlich hoch sei; steige bei stärkerem oder 
länger anhaltendem Hegen sehr schnell an und durchfeuchte 
die Kellerwände. Dies führe dazu, daß die bezeichneten 
Salze ihr Volumen vergrößerten und den Isolierputz stellen­
weise absprengten mit der Folge, daß dieser weithin nicht 
mehr fest auf seinem Untergrund hafte. Der Isolierputz 
sei auch nicht hoch genug geführt worden, was wiederholt 
zum Überlaufen des Wassers in den Keller geführt habe. 
Ferner habe der nicht hinreichend starke Unterboden sich 
aufgewölbt. Durch die dabei im Isolierestrich entstandenen 
Hisse sei Grundwasser eingedrungen* Schließlich habe die 
unsachgemäß angebrachte Drainage den Wasserdruck bei 
stärkerem Wasseranfall noch erhöht und dadurch die ge­
nannten Nachteile verstärkt. Die Tauglichkeit des Kellers 
zum gewöhnlichen Gebrauch - wie etwa zum Auf bewahren von 
Vorräten und zur sonstigen Benutzung - sei durch alle 
diese bei der Übergabe vorhandenen Fehler und die durch 
sie verursachten weiteren Schäden erheblich beeinträchtigt.

2. Die Revision greift diese Ausführungen in mehr­
facher Hinsicht an.

a) Sie macht zunächst geltend, die Verwendung von 
zum Teil alten Ziegelsteinen sei im Baujahr 1948 "nichts 
seltenes” gewesen. Ein Fehler des Hauses ergebe sich daraus 
nicht. - Dabei verkennt die Revision, daß das Berufungs­
gericht nicht auf das Alter der Steine abgestellt hat.
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sondern darauf, daß sie bestimmte Salze enthielten, die 
zu den genannten Schäden am Isolierputz führten. Schon 
deshalb entbehrt dieser Revisionsangriff der Grundlage,

b) Die Revision glaubt den Feststellungen des Be­
rufungsgerichts entnehmen zu können, daß die Salze sich 
erst nach der Übergabe gebildet hätten. Für Ver and e rung e: 
nach der Übergabe, so führt sie in diesem Zusammenhang ai 
brauche der Verkäufer nicht einzustehen.

las Berufungsgericht hat indessen festgestellt, 
schon die für den Bau verwendeten Ziegelsteine hätten 
die bezeichneten Salze enthalten. Allerdings hat das 
Berufungsger^ weitere Feststellung, daß die Sal:
infolge der - auf den hohen Grundwasserstand zurückzu­
führenden - häufigen Durchfeuchtung der Kellerwände mit 
der Zeit ihr Volumen vergrößert hätten,, nur für die Zeit 
nach der Übergabe des Grundstücks, nicht ausdrücklich 
auch für die vorangehende Zeit.getroffen? Zwar hatte der

finf • dessen Gutachten das Berufungsge­
richt sich stützt, auf Seite 15 seines Gutachtens ausge­
führt, nach fachlicher Erfahrung könne mit Sicherheit 
darauf geschlossen werden, daß die Isolierung bereits 
im Jahr 1961 an einigen Stellen durch die Kristallisiert 
zerstört gewesen sei. loch kann dem angefochtenen Urteil 
nicht zweifelsfrei entnommen werden, ob das Berufungsge­
richt sich dem Sachverständigen auch in diesem Funkt vol' 
angeechloBsen hat.

Darauf kommt es jedoch nicht entscheidend an. Denn 
auch wenn die Vergrößerung des Volumens der Salze und 
die dadurch verursachten Schäden erst nach der Übergabe



eingetreten sind, so besagt dies nicht, daß auch der hier 
erörterte "Sachmangel erst dann entständen wäre. Mindestens 
im Keim war er nach deh Feststellungen des Berufungsge­
richts vielmehr schon zur Zeit der Übergabe vorhanden. 
Entscheidend ist, daß schon damals die in den Steinen vor­
handenen Salze in Verbindung mit dem hohen Grundwasser­
stand und der Mangelhaftigkeit der von den Beklagten gegen 
das Eindringen von Grundwasser getroffenen Vorkehrungen 
zu den später zutage getretenen Schäden zu führen geeignet 
waren. Das Haus war daher in dieser Hinsicht nach den Fest­
stellungen des Berufungsgerichts schon zur Zeit der Über­
gabe fehlerhaft.

e) Zu Unrecht vermißt die Revision eine Grundlage 
für die Feststellung des Berufungsgerichts, der Isolier­
putz sei von den Beklagten nicht so hoch geführt worden, 
wie der hohe Grundwasserstand und insbesondere sein schnelle 
Ansteigen bei starken öder länger anhaltenden Regenfällen 
es erfordert hätten; wiederholt sei deshalb Wasser in den 
"Keller übergelaufen. Die Revision übersieht, daß der Sach­
verständige sich zu diesem Punkt nicht nur an der von ihr 
angegebenen Stelle, sondern auch auf Seite 6 und 7 seines 
Gutachtens geäußert hat. Er hat dort ausgeführt, der Isolier 
putz ende ngenau auf dem Grundwasserstand, wie er am Tage 
der Besichtigung vorgefundenM worden sei. Es könne mit 
Sicherheit angenommen werden, daß das Grundwasser bereits 
bei durchschnittlichem Regen über den Isolierputz im 
Inneren ansteige, so daß Wasser in den Keller eindringe.
In vielen - auch in Fotos festgehaltenen - Überlaufstellen 
hat der Sachverständige eine Bestätigung für seine Ansicht 
gefunden.
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Die von der Revision angegriffenen Feststellungen 
des Berufungsgerichts finden in diesen Ausführungen ihre 
Grundlage. Das Berufungsgericht hat sich zwar, v/as die 
Revision rügt, nicht damit auseinandergesetzt, daß einige 
Zeugen - insbesondere die beiden Töchter der Beklagten - 
ausgesagt haben» sie hätten keine Feuchtigkeit bemerkt. 
Darin liegt jedoch kein Verfahrensverstoß. Das Berufungs­
gericht brauchte nicht ausdrücklich jedes einzelne Par­
teivorbringen, jede einzelne Zeugenaussage und jedes ein­
zelne Beweismittel ausdrücklich zu erörtern. Es genügt, 
daß eine sachentsprechende Beurteilung überhaupt stattge­
funden hat (BGHZ 3, 162, 175). Diese Voraussetzung ist 
hier ersichtlich erfüllt.

d) Das Berufungsgericht sieht die Ursache für die 
■. "Später©** Aufwölbung des Unterbodens des Kellers und die 
darauf zurückgehenden weiteren-Schäden darin, daß der 
Unterboden nicht stark genug konstruiert gewesen sei. Die 
Revision macht demgegenüber erfolglos geltend, die spätere 
Aufwölbung stelle keinen schon zur Zeit der übergäbe vor­
handenen Mangel dar. Sollte das Berufungsurteil so zu ver­
stehen sein, daß die Aufwölbung erst nach der Übergabe 
eingetreten sei, so ist doch auch hier entscheidend, daß 
der diesen Schaden verursachende Mangel, nämlich die un­
zulängliche Stärke des Unterbodens, schon zur Zeit der 
Übergabe vorhanden war. Der Keller war infolgedessen in 
dieser Hinsicht nach den Feststellungen des Berufungsge­
richts schon zur Zeit des Gefahrübergangs mit einem Fehler 
behaftet. Daß dieser sich erst später in der bezeichneten 
Weise ausgev/irkt hat, ist demgegenüber rechtlich ohne Be­
deutung.
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e) Die .Revision rügt schließlich, das Berufungsge­
richt habe das Vorbringen der Beklagten nicht berück­
sichtigt, wonach die Schäden am Isolierputz sowie die 
Aufwölbung und das Reißen des Unterbotens durch Handwerker­
arbeiten der Kläger verursacht worden seien» Es liegt in­
dessen kein Anhaltspunkt dafür vor, daß das Berufungsge­
richt diesen im Tatbestand im wesentlichen wiedergegebenen 
Sachvortrag der Beklagten übersehen hätte. Es hat jedoch 
ersichtlich die Richtigkeit der Ausführungen des Sachver­
ständigen über die schon zur Zeit der Übergabe vorhandenen 
Mängel nicht als durch diesen Sachvortrag erschüttert an­
gesehen, Darin, daß das Berufungsgericht dies nicht aus­
drücklich im einzelnen dargelegt hat, liegt kein Rechts­
verstoß, Das gleiche gilt, soweit das Berufungsgericht 
den von der Revision als übergangen gerügten Ausführungen 
der Beklagten Über eine sachgerechte Isolierung nicht ge­
folgt ist. Es liegt keinerlei Rechtsfehler darin, daß das 
Berufungsgericht sich auch in diesem Punkt dem Sachver­
ständigen, der sich in der letzten Verhandlung der Be­
rufungsinstanz auch mündlich geäußert hat, angeschlossen 
hat. Das Berufungsgericht hat sich auch damit in den Gren­
zen der ihm zustehenden tatrichterlichen Würdigung gehal­
ten.

2. a) Das Berufungsgericht legt die in § 1 Abs. 4 des 
Vertrags enthaltene Vereinbarung, daß der Verkauf "im 
augenscheinlichen Zustand" erfolge, dahin aus, daß sie 
das gleiche bedeute wie die Klausel "wie besichtigt". Eine 
solche Klausel beschränke die Haftung der Kläger als Ver­
käufer auf die äußerlich erkennbaren Mängel.

Die Auslegung einer derartigen Klausel eines Indi- 
vidualyertrags ist nach ständiger Rechtsprechung im wesent-
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liehen Sache des Tatrichters, Die Revision macht gegen­
über, der hier durch das Berufungsgericht vorgenommenen 
Auslegung erfolglos geltend, dieses habe die örtlichen 
Gepflogenheiten berücksichtigen müssen; die Beklagten 
hätten sich auf eine nach § 139 ZPO gebotene präge des 
Berufungsgerichts hin auf den beurkundenden Notar als 
Zeugen dafür bezogen, daß ein weiter Haftungsausschluß 
gemeint gewesen sei.

Die Revision hat dabei nicht beachtet, daß die Be­
klagten selbst unter Hinweis auf eine ständige Rechtspre 
chung (RG JW 1937, 2591; RG LZ 1933, 1249) vorgetragen 
hatten, die Vereinbarung bedeute, daß alle d i e  Mänge 
von,der Gewährleistung hätten ausgeschlossen sein sollen 
die erkennbar, also nicht ausgesprochen verborgen, ge­
wesen seien (vgl. Berufungsbeantwortung vom 3* Oktober 
1963 S* 7 unter III 1). Mit dieser Auslegung stimmt die 
des Berufungsgerichts im wesentlichen überein. Das Be­
rufungsgericht war nicht gehalten, trotz der erwähnten 
Ausführungen der Beklagten- nach - für die Auslegung etwa 
bedeutsamen - örtlichen Besonderheiten zu fragen, die 
möglicherweise einen weitergehenden Gewähr1eistungsaus- 
Schluß hätten ergeben können, als die Beklagten selbst 
ihn für sich in Anspruch nahmen.

b) Das Berufungsgericht geht nicht ausdrücklich auf 
die Frage ein, ob die Mängel des Kellers im Sinne der 
bezeichnten Vereinbarung äußerlich erkennbar gewesen 
seien und welcher Maßstab bei Prüfung dieser Frage zu­
grundezulegen sei. Es erörtert vielmehr im Anschluß an 
die Auslegung der genannten Klausel die Frage, ob die Ge­
währleistung der Beklagten nach § 460 BGB wegen Kenntnis 
oder grobfahrlässiger Unkenntnis der Kläger ausgeschlossc 
sei.
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In den Ausführungen, in denen das Berufungsgericht 
diese,Präge verneint, kommt jedoch auch zum Ausdruck, daß 
es in tatrichterlicher Würdigung die Mängel des Kellers 
als zur Zeit des Gefahrübergangs nicht erkennbar erachtet.
Es führt dazu aus, der Keller sei zur Zeit der durch die 
Klager vor Vertragsabschluß vorge.nommenen Besichtigung 
und auch danach zur Zeit des Gefahrübergangs trocken ge­
wesen. Bio erkennbaren Isolierungsmaßnahmen und das Vor­
handensein einer Pumpe in der Waschküche hätten keinen 
Anlaß gegeben, mit Mängeln durch Feuchtigkeit zu rechnen. 
Denn Isplierungsmaßnahraen ließen allenfalls darauf schließen, 
daß sie möglicherweise wegen vorhandener oder drohender 
Feuchtigkeit notwendig gewesen seien, nicht aber darauf, 
daß sie ihren Zweck nicht erfüllten. Die Pumpe in der 
Waschküche habe zunächst darauf schließen lassen, daß 
das Waschwasser wegen fehlenden oder höherliegenden Ab­
wässerkanals habe abgepumpt werden müssen, nicht aber 
auch darauf, daß sie v/egen im Keller sonst anfallenden 
Wassers erforderlich sei.

Bas Berufungsgericht befaßt sich in seinen weiteren 
Ausführungen mit der Aussage der als Zeugin vernommenen 
Frau Winkler, einer Tochter der Beklagten. 1s unterstellt 
deren Aussage als richtig, wonach sie den Klägern bei der 
Besichtigung gesagt hat, die Pumpe sei «zur Beseitigung 
dos Waschwassers und weiterhin noch zur Beseitigung von 
Regenwasser bestimmt, wenn solches Wasser bei längerem 
Regen mal anfallen würde«. Dazu stellt das Berufungsge­
richt fest, «damit« sei der Mangel den Klägern verborgen 
geblieben. In seinen weiteren Ausführungen stellt das 
Berufungsgericht darauf ab, daß die Kläger, selbst wenn 
sie Verdacht geschöpft hätten, den Mangel doch jedenfalls 
nicht in seiner Gesamtheit hätten erkennen können.
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Auch diese Ausführungen halten im Ergebnis den An­
griffen der Revision stand. Entgegen der von der Revisio: 
vertretenen Ansicht kommt in dem angefochtenen Urteil ni 
zum Ausdruck, daß durch die Äußerung der Zeugin 11 das Ein 
drihgen von Wasser überhaupt nicht berührt*1 worden sei. 
Ras Berufungsgericht ist vielmehr ersichtlich der Auf­
fassung^ daß die Kenntnis der Möglichkeit, daß Regenwass* 
bei länger anhaltendem Regen gelegentlich in den Keller 
gelangen könne, nicht der Kenntnis - oder fahrlässigen 
Unkenntnis - von den auf Grund des Sachverständigengut­
achtens festgestellten, oben erörterten Mängel gleichzu­
setzen sei, die das Eindringen von Grundwasser mit der 
Folge ermöglichten, daß der Keiler »nicht nur ausnahms­
weise feucht» war und seine Tauglichkeit zum üblichen Ge­
brauch erheblich beeinträchtigten. Darin tritt kein Rechl
Irrtum zutage.
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3# Pa das angefochtene Urteil auch im übrigen keinen 
Reehtsfehler zum Nachteil der Beklagten erkennen läßt, war 
deren Revision zurückzuweisen. Nach § 97 ZPO haben die Be­
klagten auch die Kosten ihres erfolglosen Rechtsmittels 
zu tragen.

Pr# Augustin Pr. piepenbrock pr. Freitag
Hill Offterdinger
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